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64/05 Sonstiges Besonderes Dienst- und Besoldungsrecht 

Text 

Herabsetzung der Auslastung aufgrund von Krankheit 

§ 75g. (1) Der regelmäßige Dienst der Richterin oder des Richters kann auf ihren oder seinen Antrag 
nach einem längeren Krankenstand bis auf die Hälfte herabgesetzt werden, wenn der Verwendung im 
beantragten Ausmaß keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Ein längerer Krankenstand 
liegt vor, wenn die Dienstverhinderung durch Krankheit oder Unfall ununterbrochen länger als 
91 Kalendertage dauert. Die Richterin oder der Richter hat eine ärztliche Bestätigung betreffend die 
Dienstfähigkeit sowie eine zeitliche Perspektive über die mögliche Dauer der eingeschränkten 
Dienstfähigkeit vorzulegen. Eine Herabsetzung ist längstens für die Dauer von zwei Jahren zulässig, 
wobei Verlängerungen um bis zu zwei weitere Jahre möglich sind, wenn die Richterin oder der Richter 
der Vertrauensärztin oder dem Vertrauensarzt der Dienstbehörde jeweils ein entsprechendes ärztliches 
Gutachten über die Dienstfähigkeit vorlegt. Auf eine neue Erkrankung oder eine neuerliche 
Verschlechterung des Gesundheitszustandes, der ein längerer Krankenstand vorausgegangen ist, sind 
Zeiten einer vorangegangenen Herabsetzung nicht anzurechnen. Eine neue Erkrankung oder eine 
neuerliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes liegt vor, wenn seit dem Ende der letzten 
Herabsetzung ein Zeitraum von zumindest zwei Jahren vergangen ist. 

(2) Ist die Richterin oder der Richter aufgrund einer sonstigen nicht heilbaren Erkrankung dauerhaft 
nicht mehr voll dienstfähig, kann der regelmäßige Dienst auf ihren oder seinen Antrag auch ohne 
vorangegangenen längeren Krankenstand bis auf die Hälfte herabgesetzt werden, wenn der Verwendung 
im beantragten Ausmaß keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Die Richterin oder der 
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Richter hat der Vertrauensärztin oder dem Vertrauensarzt der Dienstbehörde ein ärztliches Gutachten 
betreffend die Dienstfähigkeit vorzulegen. 

(3) Auf Anordnung der Dienstbehörde hat sich die Richterin oder der Richter weiteren ärztlichen 
Untersuchungen zu unterziehen. 

(4) Auf Antrag der Richterin oder des Richters ist die Herabsetzung vorzeitig zu beenden. 

(5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit 
abermals eine Dienstverhinderung durch Krankheit ein, gilt sie als Fortsetzung der früheren 
Dienstverhinderung. 

(6) Die Bemessungsbasis für die Ansprüche bei Dienstverhinderung gemäß § 13c Abs. 1 GehG wird 
durch eine Herabsetzung gemäß Abs. 1 nicht verändert. 
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